Deutsdier Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 1199 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 68. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 23. Februar 1955 


1. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesarbeitsminister bekannt, 

Amholz daß nach vor etwa einem Jalir durch die 

Presse gegangenen Nachrichten durch schul- 
ärztliche Untersuchungen in überaus erschrek- 
kendem Maße starke Wirbelsäulenschäden 
und Brustkorbdeformierungen festgestellt wor- 
den sind ? 

Welche Schritte sind inzwischen unternommen, 
um solchen Schädigungen für die Zukunft 
vorzubeugen? 

2. Abgeordnete Hat die Bundesregierung Maßnahmen ergrif- - 

Frau Schroeder fen, um die Herstellung, den Verkauf und 

(Berlin) die Einfuhr von Luftdruck ge wehren und 

anderen als Kinderspielzeug dienenden Waffen, 
durch die in den letzten Monaten das Leben 
und die Gesundheit von Menschen - insbe- 
sondere von Kindern - gefährdet worden sind, 
zu verbieten und zu bestrafen? 

3. Abgeordneter Ist 'der Bundesregierung"' ^bekannt, daß beim 

Lahr Abschluß der Kaufverträge über die von der 

früheren Wehrmacht beschlagnahmten Grund- 
stücke in Baumholder die vertragliche Ver- 
pflichtung übernommen wurde, die Frage der 
Pacht- und Aufwuchsentschädigung für die 
Zeit von der Inanspruchnahme bis 1. April 
1950 gesetzlich zu regeln? 

Ist die Bundesregierung bereit, diese über- 
nommene Verpflichtung baldigst zu erfüllen? 

4. Abgeordneter Ist es richtig, daß die in Friedland unter 

Amholz Mr. 10293 registrierte Spätheimkehrerin Elis. 

Faust, jetzt wohnhaft in Seese (Kr. Nien- 
burg [Weser]), von einem sowjetischen Gericht 
zu fünf Jahren Zangsarbeit verurteilt und in 
ein Lager am Ural geschickt wurde, weil sie, 
nachdem zwei ihrer fünf Kinder an Hunger- 
typhus gestorben waren, in ihrer ostpreußischen 
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5. Abgeordneter 

Dr. Friedensburg 


6. Abgeordneter 

Morgenthaler 


7. Abgeordneter 

Ritzel 


Heimat auf einem Kolchosenacker nachts Kar- 
toffeln auflas, um die drei ihr verbliebenen 
Kinder vor dem Verhungern zu retten? 

Hält die Bundesregierung, falls diese Frage 
zu bejahen ist, die Bescheide für begründet, 
die die Gewährung der Spätheimkehrer-Ent- 
schädigung an Frau Faust nach dem Kriegs- 
gefangenenentschädigungsgesetz ab lehnen, weil 
sie nicht in ursächlichem Zusammenhang mit 
den Kriegsereignissen von einer ausländischen 
Macht festgehalten wurde? 

Ist die Bundesregierung bereit, unverzüglich 
eine Verordnung auf Grund des § 44 des 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes zu er- 
lassen, nach der Fälle dieser und ähnlicher Art 
als mittelbar in ursächlichem Zusammenhang 
mit den Kriegsereignissen stehend anzuer- 
kennen sind/ oder wird die Bundesregierung 
dem Bundestag einen Gesetzentwurf vorlegen, 
der diese Fälle regelt? 

Wieviel bergrechtliche Bestimmungen bestehen 
im Gebiet der Bundesrepublik, und wieviele 
davon sind durdh die territorialen Verände- 
rungen und durch die Veränderungen von 
Technik und Wirtschaft als überholt anzu- 
sehen ? 

Beabsichtigt die Bundesregierung eine Neu- 
regelung einzuleiten mit dem Ziel der Zu- 
sammenlegung und Vereinheitlichung der ver- 
streuten Bestimmungen und ihrer Anpassung 
an die gegenwärtigen Verhältnisse? 

Ist die Bundesregierung bereit, der zuneh- 
menden Gefährdung der deutschen Sprache 
durch übermäßige und mißbräuchliche Ver- 
wendung von Abkürzungen, die durch An- 
einanderreihung der Anfangsbuchstaben meh- 
rerer Worte geschaffen werden, entgegenzu- 
wirken? Ist die Bundesregierung bereit, in 
Gesetzentwürfen, Gesetzen, Ausführungsbe- 
stimmungen, Verordnungen und Verlautbarun- 
gen auf die Verwendung derartiger Abkür- 
zungen zu verzichten oder sie nach Möglich- 
keit einzuschränken? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen, um in der Frage der in der Haupt- 
sache von Belgien zum Nachteil der deutschen 
Diamantschleifer ausgehenden Boykottbewe- 
gung zu einer Verständigung zu gelangen? 



8. Abgeordneter 

Miller 


9. Abgeordneter 

Dr. Arndt 


10. Abgeordneter 

Dr. Mommer 


11. Abgeordneter 

Dr. Mommer 


Ist das Bundesministerium der Finanzen bereit, 
sich der einhelligen Auffassung des Bundes- 
tages als Gesetzgeber anzuschließen, wonach 
Heimatvertriebenen, Vertriebenen und Flücht- 
lingen entsprechend Artikel 2 Abs. 12 [des 
Gesetzes zur Neuordnung von Steuern vom 
16. Dezember 1954 Pauschal-Freibeträge gemäß 
§ 33a Abs. 1 und 2 und § 41 Abs. 1 Ziff. 5 
des Einkommensteuergesetzes 1953 für das 
Jahr der Aufnahme einer steuerpflichtigen 
Tätigkeit und die beiden folgenden Jahre 
zur Wiederbeschaffung von Hausrat etc. auf 
Antrag zu gewähren sind, um die Vertrie- 
benen und Flüchtlinge in den Genuß dieser 
Vergünstigung kommen zu lassen, die sie bis- 
her durch jahrelangen Lageraufenthalt und 
Arbeitslosigkeit unverschuldet nicht in An- 
spruch nehmen konnten? 

Warum ist die Bundesrepublik Deutschland 
bei Eröffnung der Ausstellung, die in der 
Kunsthalle Basel gegenwärtig von Arbeiten 
des britischen Bildhauers Henry Moore und 
des deutschen Malers Oskar Schlemmer (der 
von den Nationalsozialisten als „entartet” bis 
in den Tod verfolgt wurde und 1943 in tiefer 
Einsamkeit und Verzweiflung starb) veranstaltet 
wird, nicht vertreten gewesen, während für 
das Vereinigte Königreich von Großbritannien 
und Nordirland zu dieser repräsentativen 
Ausstellung der Werke von zwei International 
anerkannten Künstlern sowohl der britische 
Gesandte in der Schweiz als auch der briti- 
sche Generalkonsul in Basel sowie ein Ver- 
treter des "British Council of Arts’ erschienen 
waren ? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß am 
Grenzübergang Rickenbach bei Hndau künftig 
zusätzlich zu dem Zollbeamten, der bisher die 
Paßkontrolle miterledigte, ein Beamter zur 
Paßkontrolle eingesetzt werden soll, und daß 
dies für die Reisenden einen Gang ins Zoll- 
gebäude und einen weiteren Ins Polizeigebäude 
bedeutet? 

Ist die Bundesregierung bereit, Schritte zu 
unternehmen, um an der Kehler Brücke die 
französische Paßkontrolle, so wie jetzt schon 
die französische Zollkontrolle, auf der deut- 
schen Seite stattfinden zu lassen und dadurch 
die Abfertigung der Passanten zu beschleu- 
nigen? 



12. Abgeordneter 
Matthes 


13. Abgeordneter 
Matthes 


14. Abgeordneter 
Matthes 


15. Abgeordneter 
Josten 


Ist die Bundesregierung bereit, die heimatver- 
triebenen Bauern bei der Übernahme von 
„wüsten Höfen” gewährten Flüchtlingssied- 
lungskredite zum Aufbau einer eigenen Existenz 
mit sofortiger Wirkung gegen den von den 
zuständigen Lastenausgleichsämtern bereits be- 
rechneten Lastenausgleichsanspruch zu ver- 
rechnen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 
der Verlegung des Britischen Hauptquartiers 
nach Mönchen-Gladbach fast sämtliche Hotels, 
Pensionen und die meisten Privathäuser in 
Bad Eilsen neben rund 80 Privathäusern in 
Bückeburg, die von der britischen Besatzungs- 
macht beschlagnahmt sind, seit Wochen leer- 
stehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, in Anbetracht 
der Wohnraumnot in der Bundesrepublik 
bei den Dienststellen der britischen Besatzungs- 
macht Schritte zu unternehmen, um Auskunft 
über den Zeitpunkt der Rückgabe der beschlag- 
nahmten Häuser an die deutschen Besitzer 
zu erlangen und darüber hinaus die Freigabe 
beschleunigt zu erreichen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß ent- 
gegen den Beschlüssen des Bundestages in der 
ersten Legislaturperiode und den Entschei- 
dungen der Landtage mehrerer Bundesländer 
die Regiebetriebe der öffentlichen Hand und 
Unternehmen, die mit öffentlichen Mitteln 
arbeiten, wiederum verstärkt dazu übergehen, 
am Wettbewerb gegenüber selbständigen Un- 
ternehmen der freien Wirtschaft teilzunehmen? 

Was gedenkt sie zu tun, um beschleunigt 
darauf zu drängen, daß eine Überprüfung 
dieser Betriebe, auch der Bundesdruckerei, 
ihre Beschneidung auf echte Eigenbedarfs- 
deckung und Erfüllung hoheitlicher Aufgaben 
oder gar ihre Auflösung von Seiten der be- 
treffenden Behörden und Verwaltungen auf 
Bundes-, Länder- und Kommunalebene ver- 
' fügt wird? 


Wie und bis wann gedenkt die Bundes- 
regierung die Entschädigung für die Maschinen- 
bcschlagnahmen in den Handwerksbetrieben 
der französischen Besatzungszone vorzunch- 
men? 



16. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die Anweisung 
Dr. Menzel des Herrn Bundesministers für das Post- und 

Fernmeldcwesen - lII/D/4b - 8122 - OW, 
Frankfurt (Main) wonach Bewerber für den 
Bereich der Postverwaltungen nicht älter als 
25 Jahre sein dürfen? 

Wie ist dieser Erlaß mit den wiederholten 
Erklärungen des Bundesarbeitsministers und 
des Bundesministers Schäfer, daß sie für die 
Beseitigung der gerade bei den älteren An- 
gestellten bestehenden größeren Arbeitslosig- 
keit sorgen wollen, vereinbar? 

Wann wird die Bundesregierung die Vorlage 
über die Ratifizierung der Vereinbarung der 
UNESCO vom 22. November 1950 und der 
auf der Gencralkonferenz der UNESCO im 
Beirat angenommenen Vereinbarung zur Er- 
leichterung des internationalen Verkehrs mit 
Anschauungs- und Tonmaterial erzieherischen, 
wissenschaftlichen oder kulturellen Charakters 
einbringen? 

Wann ist mit dem Abschluß der nach dem 
Schreiben des Auswärtigen Amtes vom 18. De- 
zember 1953 seit längerem laufenden Ver- 
handlungen über die Zollfragen zu rechnen? 

Ist der Herr Bundesminister der Finanzen 
bereit, in klarer Form den Finanzämtern die 
Anweisung zu geben, daß weiter wie bisher 
zur Erlangung eines Freibetrages für die Sili- 
koseerkrankten (anerkannte Berufskrankheit) 
die Bescheinigung eines Amtsarztes der Ge- 
sundheitsämter genügt und nicht, wie im 
Land Nordrhein- Westfalen, eine Besdieinigung 
der Berufsgenossenschafi gefordert wird? 

Ist dem Herrn Minister bekannt, daß ab 1 955 
in rigoroser Form nur noch die Bescheini- 
gungen der Berufsgenossenschaften anerkannt 
werden sollen? 

19. Abgeordneter Treffen die Pressemeldungen zu, daß die in 
Dr. Friedensburg Berlin beheimatete und dort auch hauptsächlich 
tätige Eternit AG den Ausbau ihres Werkes 
und die Aufnahme neuer Produktionszweige 
nicht hat durchführen können, weil das Bun- 
deswirtschaftsministerium die in allen gleich- 
artigen Fällen gewährte Hergabe von ERP- 
Mitteln zur Remontage verweigert hat, und 
hält die Bundesregierung es für erwünscht, 
daß das neue Werk deshalb im Gebiet der 
Bundesrepublik statt in Berlin errichtet werden 
muß? 


18. Abgeordneter 
Meyer 

(Wanne-Eickel) 


17. Abgeordneter 
Schmitt 
(Vockenhausen) 



20. Abgeordneter 
Hübner 


21. Abgeordneter 
Dr. Schellenberg 


22. Abgeordneter 
Dr. Schellenberg 


23. Abgeordneter 
Walter 


24. Abgeordneter 

Arnholz 


25. Abgeordneter 
Priebe 


Hält der Herr Bundesminister für das Post- und 
Fcrnmeldewesen das in Geltung befindliche 
Postgesetz aus dem Jahre 1871 noch immer 
für zeitgerccht oder beabsichtigt er, die be- 
reits seit langer Zeit erwogene Neufassung 
des Gesetzes zu verwirklichen? 


Aus welchen Gründen hat der Herr Bundesar- 
beitsminister bisher nicht - wie mehrfach ange- 
kündigt - eine versicherungsmathematischc 
Bilanz der deutsdien Rentenversicherung vor- 
gelegt ? 

Entsprechen Zeitungsmeldungen, wonadi die 
Bundesregierung beabsichtige, die nächstfälligen 
Zahlungen an die Rentenversicherung in 
Schuld buch Verschreibungen zu leisten, den Tat- 
sachen ? 

Ist cs richtig, daß der gesamte Aktienbesitz 
an den Howaldts-Werken in Hamburg, der 
Bundeseigentum ist, veräußert werden soll? 

Wenn dein so ist, erklärt sich die Bundes- 
regierung bereit, den Gegenwert im Wirt- 
schaftsgebiet Hamburg wieder einzusetzen? 


War dem Herrn Bundesminister für Arbeit 
bei der Fertigstellung des Entwurfs eines 
Gesetzes über Krankenversicherung der Rent- 
ner gegenwärtig, daß der Regieiungsentwurf 
des Bundesbeamtengfsetzes im § 134 Abs. 2 
eine Vorschrift vorsah, die in der Unfallfür- 
sorge für ßeamite während der Dauer einer 
Krankenhausbehandlung oder Heilanstalts- 
pflege zulassen sollte, daß die laufenden 
Bezüge des Verletzten „zum Ausgleich der 
Ersparnisse an Lebenshaltungskosten bis zu 
25 V. FI.” einbehalten werden könnten und 
daß dieser Satz des Entwurfs vom Bundestag 
gestrichen wurde? 

Hat das Bundesfinanzministerium die Absicht, 
die Zonengrenze hinsichtlich der Zolldienst- 
stellen wie eine endgültige Staatsgrenze zu 
behandeln, und soll aus diesem Grunde das 
HauptzoÜarnt Lüneburg nach einer kost- 
spieligen Erweiterung das Zonen grenz-Haupt- 
zollanit Uelzen aufnehmen? 

Ist die Verlegung des Zonengrenz-Zollamts 
Northeim nach Hildesheim geplant? 



26. Abgeordnete 
Frau Rudoll 


27. Abgeordneter 
Kroll 


28. Abgeordneter 
Schmidt 
(Hamburg) 


29. Abgeordneter 
Lahr 


Ist dem Herrn Bundesminister für Arbeit 
bekannt, daß Rentenanträge, die bei der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte ge- 
stellt werden, eine Bearbeitungszeit von 7 bis 
9 Monaten benötigen und auch die Erledigung 
von Anträgen auf Heilverfahren außerordent- 
lich viel Zeit in Anspruch nimmt? Wie 
gedenkt der Herr Bundesminister für Arbeit 
als Aufsichtsbehörde hier Abhilfe zu schaffen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Schiffsbrücke über den Rhein zwischen Grcffern, 
Landkreis Bühl (Baden), und Drusenheim 
(Unterelsaß), die 1953/54 wieder aufgebaut 
wurde, für die Bevölkerung nicht zur Be- 
nutzung freigegeben ist, und daß hierdurch 
auf die Dauer der so erwünschte freundnach- 
barliche Verkehr zwischen Mittelbaden und 
dem Unterelsaß unterbunden und der früher 
sehr lebhafte wirtschaftliche Austausch und 
Fremdenverkelxr unmöglich gemacht werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, mit den 
zuständigen französischen Stellen Verbindung 
aufzunehmen, um die Freigabe dieses Über- 
ganges für den zivilen Reiseverkehr zu 
erreichen ? 

Auf welchen Unterlagen beruhte 

a) die Mitteilung des Herrn Sicherheitsbe- 
auftragten des Bundeskanzlers vor der 
Industrie- und Handelskammer Essen, wo- 
nach für 1955 mit einer 8 bis lOVolgcn 
Steigerung des Sozialprodukts zu rechnen 
sei? 

b) die Mitteilung des Herrn Bundeswirtschafts- 
ministers in einer Rede in Elberfeld, die 
für 1955 einen Zuwachs von 10 bis 
1 2 Mrd. DM voraussagte, was nach meiner 
Rechnung etwa 7 bis 8^/^ ausmachen dürfte? 

Wie wird die Differenz der beiden Mittei- 
lungen erklärt und insbesondere die Differenz 
zu entsprechenden Mitteilungen des Herrn 
Bundesfinanzministers,* welche - gestützt auf 
einen Bericht des Herrn Vizekanzlers an die 
OEEC - lediglich 6 ^ 1 ^ Steigerung des Sozial- 
produkts für 1955 voraussagten? 

Ist beabsichtigt, die zerstörte Fahrbahn ent- 
lang der Eisenbahnbrücke Bingen-Bingerbrück 
über die Nahe wieder für den Straßenver- 
kehr aufzubauen, und haben Verhandlungen 
zur Klärung der Frage der Baukostenträger 
stattgefunden? 


Bonn, den 18. Februar 1955 



